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Finanzielle Europäisierung    
der Sicherheitspolitik  
 

Wie lassen sich national steigende Verteidigungs-

etats in der Europäischen Union und in der NATO in 

bestimmten Bereichen gemeinsam finanzieren? Die-

ser seit Längerem im Raum stehenden und äußerst 

wichtigen sicherheitspolitischen Frage sind ausge-

wählte Experten der Atlantik-Brücke in einer internen 

Gesprächsrunde nachgegangen. Die Diskussion war 

eingebettet in einen übergeordneten Austausch mit 

der Projektgruppe Weißbuch 2016 des Bundesminis-

teriums der Verteidigung zur Herausforderung der 

Bundeswehr durch die hybride Kriegsführung. In 

diesem Herbst ist der Weißbuchprozess innerhalb 

seiner Partizipationsphase bei der Frage der europäi-

schen Verteidigungskooperation angelangt. Die Teil-

nehmer gingen dabei unter der Moderation von Pro-

fessor Dr. Burkhard Schwenker, Leiter der Arbeits-

gruppe Außen- und Sicherheitspolitik der Atlantik-

Brücke, von der Prämisse aus, dass die Beschaffung 

von Ausrüstung und Material schon jetzt und in den 

nächsten Jahren verstärkt nicht mehr nur Teil der 

regelmäßigen Modernisierung der Streitkräfte ist, 

sondern auch den wachsenden Bedrohungen in Eu-

ropa – insbesondere durch den Ukraine-Konflikt – 

Rechnung trägt. 

 

Direkte finanzpolitische Folgen 

Dies hat auf der einen Seite unabhängig von der 

anhaltenden Flüchtlingskrise in Europa unmittelbare 

finanzpolitische Konsequenzen, da der Verteidi-

gungshaushalt steigt und dies im Gesamtetat entwe-

der über neue Schulden, höhere Steuern oder Um-

schichten zwischen den einzelnen Haushaltsposten 

refinanziert werden muss. Auf der anderen Seite 

sehen sich die europäischen Volkswirtschaften erst-

malig seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion mit 

der Situation konfrontiert, dass die Friedensdividende 

aus der allgemeinen Abrüstung und dem Integrati-

onsprozess der EU, von der alle Staaten profitiert 

haben, indem sie ihre Ausgaben anders einsetzen 

konnten, nicht mehr als gesichert betrachtet werden 

kann. 

 

Der Blick in den aktuellen deutschen Haushaltsplan 

für Verteidigungspolitik offenbart, dass die Ausgaben 

um 538,8 Millionen Euro oder 1,7 Prozent von 

32,4354 Milliarden Euro im Jahr 2014 auf 32,9742 

Milliarden Euro im laufenden Jahr steigen sollen. 

Dabei verzeichnen nicht sämtliche Einzelposten ei-

nen Zuwachs, es ergibt sich ein differenziertes Bild. 

So sollen die Betriebsausgaben, darunter fallen Per-

sonalausgaben und Materialausgaben, um 289,9 

Millionen Euro oder 1,5 Prozent steigen. Rüstungsin-

tensive Ausgaben für Forschung, Entwicklung, Erpro-

bung und militärische Beschaffungen dagegen sollen 

um 532,7 Millionen Euro abnehmen – ein Rückgang 

von 9,6 Prozent. Weitere investive Ausgaben für 

militärische Anlagen einschließlich der NATO-

Infrastruktur sowie für den Erwerb von Geräten und 

IT sollen ebenfalls abnehmen, und zwar um 35,5 

Millionen Euro bzw. 3,3 Prozent. Was die Versor-

gungsausgaben angeht, ist indes eine Zunahme von 

339,4 Millionen Euro oder 6,6 Prozent geplant. 

 

Budgets lange Zeit rückläufig 

Der Vergleich mit anderen europäischen Staaten 

ergibt, dass zumindest bis vor wenigen Jahren natio-

nale Verteidigungsbudgets in der Regel rückläufig 

waren. Im Durchschnitt lagen dem International Insti-

tute for Strategic Studies zufolge die Ausgaben 2014 

um acht Prozent niedriger als noch im Jahr 2010. Das 

Center for Security Studies an der ETH Zürich hat 

zum Beispiel aber für Frankreich und das Vereinigte 

Königreich folgende gegensätzliche Entwicklung 

ermittelt: Zwischen 1990 und 2011 und bei einem 

konstanten US-Dollar-Kurs stiegen die Verteidi-

gungsausgaben in Großbritannien, während sie in 

Frankreich abnahmen. Der britische Verteidigungs-

etat kletterte von 54,298 Milliarden US-Dollar im Jahr 

1990 auf 57,875 Milliarden US-Dollar 2011. In Frank-
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reich fiel der Verteidigungshaushalt von 65,774 Milli-

arden US-Dollar unmittelbar nach Ende des Kalten 

Krieges auf 58,244 Milliarden US-Dollar im Jahr 

2011. 

 

Die Experten waren sich einig, dass die Verschie-

bung von konventioneller Kriegsführung hin zu hybri-

der Kriegsführung als Taktik von Aggressoren auch 

unmittelbare Folgen für die technische und materielle 

Ausrüstung der Bundeswehr hat. Der Bedarf an mo-

dernem Gerät und entsprechender Technik wird grö-

ßer – und dies in einer kürzeren Zeitspanne als etwa 

in der Phase des Kalten Krieges. Deshalb wächst der 

Druck auf die politischen Entscheidungsträger in 

Deutschland wie im restlichen Europa, die steigende 

Nachfrage nach Finanzierungsmitteln in der Sicher-

heitspolitik nachhaltig und intelligent zu bedienen. Die 

These, den neuen Anforderungen in der Beschaffung 

militärischer Ausrüstung effektiv und effizient mit Hilfe 

einer gemeinsam geteilten europäischen Finanzie-

rung gerecht zu werden, galt unter den Fachleuten 

als zutreffend. 

 

Auf dem Weg zu „Pooling und Sharing“ 

Damit ist aber zwingend und automatisch die Bereit-

schaft verbunden, nationalstaatliche Souveränität im 

Verteidigungssektor zu einem bestimmten Grad auf-

zugeben. Wenn die europäisierte Finanzierung ge-

lingt, kann sie indes dazu führen, dass die Bundes-

wehr und die anderen europäischen Streitkräfte jene 

Handlungsfähigkeit zurückgewinnen, die sie bei-

spielsweise bis 1989 besaßen. Denn in der Zwi-

schenzeit haben sich in den nationalen Rüstungspoli-

tiken Pfadabhängigkeiten in den Bereichen der Pla-

nung, der Beschaffung und der Struktur manifestiert, 

die eine paneuropäische verteidigungsindustrielle 

Basis noch verhindern. Gleichzeitig globalisiert sich 

die in Europa ansässige leistungsfähige Rüstungsin-

dustrie, während Drittanbieter aus dem Ausland ih-

rerseits versuchen, auf den europäischen Markt zu 

drängen. So droht der Verteidigungssektor in Europa 

zu zersplittern. Die Teilnehmer forderten, dieses Sze-

nario politisch zu verhindern und als Ziel dagegen 

das „Pooling und Sharing“-Konzept anzusteuern. 

Dabei geht es im Kern für die EU- und europäischen 

NATO-Staaten darum, gemeinsam neue europäische 

und transatlantische Verteidigungsressourcen aufzu-

bauen und diese dann in der Nutzung untereinander 

zu teilen. Die Vorteile liegen in der besseren Koordi-

nation der rüstungstechnisch aufeinander abgestimm-

ten Armeen und im Ernstfall in der höheren Einsatz-

fähigkeit und Schlagkraft aufgrund von neu erzielten 

Größenvorteilen. 

 

Ansätze einer militärischen Integration 

Die grundlegende Erkenntnis, dass in der Sicher-

heitspolitik rein nationale Lösungen nicht mehr mög-

lich sind und vielmehr eine wachsende Flexibilisie-

rung vonnöten ist, wird längst geteilt. In diesem Kon-

text machten die Teilnehmer positive Ansätze einer 

militärischen Integration der europäischen Kooperati-

on aus. Aus ihrer Sicht stimmt die gemeinsam be-

schrittene Richtung beim Aufbau der NATO-

Speerspitze ebenso wie bei der Zusammenarbeit mit 

den Niederlanden, deren 11. Luftbewegliche Brigade 

seit Juni 2014 dem Kommando der Division Schnelle 

Kräfte der Bundeswehr unterstellt ist. Zudem steht 

eine der acht deutschen Heeresbrigaden unter euro-

päischer Kontrolle. Diese Beispiele verdeutlichen, 

dass die EU- und NATO-Staaten damit begonnen 

haben, sich der Herausforderung des „Pooling und 

Sharing“-Konzepts zu stellen. Die Teilnehmer ver-

ständigten sich darüber hinaus auf ein wesentliches 

Argument für eine umfassende finanzielle Europäisie-

rung der Sicherheits- und Verteidigungspolitik: Dem 

Weißbuch wird es nichts nützen, den militärischen 

Ernstfall in jeder vorstellbaren Form zu definieren – 

aber es kann und darf auf der anderen Seite auch 

keinen Ernstfall ausschließen. Vor diesem Hinter-

grund ist es erforderlich, mit einer aufeinander abge-

stimmten, gemeinsam finanzierten und breit und 

hochwertig ausgestatteten europäischen Rüstungs-
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kooperation auf Angriffe adäquat reagieren zu kön-

nen. 

 

Um dieses Ziel zu erreichen, wird es unabdingbar 

sein, diese Diskussion aus der strategischen Ge-

meinschaft in eine Debatte für die Bevölkerungen 

Europas zu überführen. Die Experten betonten, dass 

diese Auseinandersetzung ansprechen sollte, was 

Führungsrolle und Verantwortungsgefühl für die in-

ternationale Sicherheitspolitik konkret bedeuten und 

vor allem was es heißt, ein aktives NATO-Mitglied zu 

sein. Die Entscheidungsträger der Politik werden mit 

der Maxime „Führen aus der Mitte“ nicht bei den 

Bürgern durchdringen, da dieser Anspruch zu unprä-

zise formuliert ist und dafür steht, sich ein wenig zu 

verstecken und zu sehr auf den militärischen Schutz 

der US-Amerikaner auf europäischem Boden zu ver-

lassen. Vielmehr sollten die Verantwortlichen den 

Europäern immer wieder klarmachen, dass die EU 

und die NATO in der Ostukraine zwar ein ernst zu 

nehmendes Sicherheitsproblem an ihrer Peripherie 

haben, aber dass die Mehrzahl der europäischen 

Staaten gleichzeitig auch gegenüber der transatlanti-

schen Verteidigungsallianz eine Bündnissolidarität 

eingegangen ist und auszuüben hat. Die Krise in der 

Ukraine stellt auch deshalb zwangsläufig ein Problem 

für die westlichen Verbündeten dar, weil Bedrohun-

gen der Sicherheit stets auch nicht zu unterschätzen-

de wirtschaftliche und technische Dimensionen mit 

sich bringen. 
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Entstehung des Beitrags 

Dieser Text basiert auf einem Expertengespräch 

zwischen Mitgliedern und Gästen der Atlantik-Brücke 

und Vertretern der Projektgruppe Weißbuch aus dem 

Bundesministerium der Verteidigung, das Ende Juni 

2015 im Magnus-Haus in Berlin stattgefunden hat. 

Um die Vertraulichkeit der Diskussion zu wahren, 

sind die dargestellten Thesen und Erkenntnisse kei-

nem Gesprächsteilnehmer mit Namen und Funktion 

konkret zugeordnet. Es gilt somit die Chatham-

House-Regel. Der Beitrag ist auf der Website der 

Atlantik-Brücke veröffentlicht worden. 

  
 

Atlantik-Brücke Impulse 

Die Atlantik-Brücke verbindet mit diesem Format 

innerhalb ihrer Publikationen eine besondere Motiva-

tion. Im Gegensatz zu den ausführlicheren, auf breite-

rer Quellenlage fußenden und der Argumentation 

mehr Raum und Tiefe gebenden Briefing Papers 

sollen die Atlantik-Brücke Impulse in knapper Form 

ein kurzes Signal zur Debatte innerhalb und außer-

halb der Atlantik-Brücke senden. Dieses kann sehr 

unterschiedlich ausfallen. Es kann mal der Bericht 

über ein Expertentreffen sein, mal ein Gastbeitrag 

oder auch ein Pro & Contra. Zudem ist der Appell zur 

Debatte zu einem in der Atlantik-Brücke noch nicht 

ausführlich diskutierten Thema ebenso vorstellbar wie 

eine Serie zu einem Leitgedanken.  
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